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John Stuart Mill (1806 - 1873) 
 

  
John Stuart Mill (ca. 1860) 

John Stuart Mill wurde am 20. Mai 1806 in Pen-
tonville, London, als erstes von neun Kindern 
von James Mill (Theologe, Philosoph, Volkswirt) 
und Harriet Murrow geboren und starb am 8. 
Mai 1873 in Avignon. Mill ist hochbegabt und 
wird maßgeblich von seinem Vater, einem Ver-
treter des philosophischen Radikalismus sowie 
von Jeremy Bentham, dem Lehrer und Freund 
seines Vaters und Begründer des Utilitarismus, 
geprägt. Mill wird nicht zur Schule geschickt, 
sondern Zuhause ausgebildet (vgl. Hauer 1991: 
209). 
Im Alter von 14 Jahren spricht Mill fünf Spra-
chen (neben der Muttersprache beherrscht er 
fließend Latein, Griechisch, Französisch und 
Deutsch).  

Mit 15 Jahren reist Mill nach Frankreich und studiert dort Chemie, Zoologie, Ma-
thematik, Logik und Metaphysik.  
Das Lebenswerk des englischen Philosophen und Ökonomen, der als einer der 
einflussreichsten liberalen Denker des 19. Jahrhunderts gilt, beschäftigt sich ne-
ben philosophischen und ethischen vor allem mit ökonomischen und politischen 
Fragen. Mills zentrales Anliegen ist es, die Ursachen gesellschaftlicher Missstände 
und Ungerechtigkeiten aufzudecken. Sein großes Ziel sieht er darin, einen Bei-
trag zu leisten, um eine freie, von Gleichheit und Gerechtigkeit geprägte Gesell-
schaft zu verwirklichen. 
Seine wirtschaftlichen Werke zählen zu den Grundlagen der klassischen National-
ökonomie. Mill war Anhänger des Utilitarismus1

                                       
1 Den Kern des Utilitarismus kann in der Forderung zusammengefasst werden, dass jeder so handeln soll, dass 
ein größtmögliches Maß an Glück entsteht! Dabei ergibt sich das allgemeine Glück aus der Aggregation des 
Glücks der einzelnen Individuen. das Nützlichkeitsprinzip ist die Grundlage ethischer Bewertungen von Hand-
lungen. Der utilitaristische Ansatz wurde vor allem durch Jeremy Bentham (1748–1832) und John Stuart Mill 
systematisch entwickelt und auf konkrete Fragen angewandt. Bentham: „Mit dem Prinzip des Nutzens ist das 
Prinzip gemeint, das jede beliebige Handlung gutheißt oder missbilligt entsprechend ihrer Tendenz, das Glück 
derjenigen Partei zu erhöhen oder zu vermindern, um deren Interessen es geht [...] Mit ‚Nutzen‘ ist diejenige 
Eigenschaft einer Sache gemeint, wodurch sie zur Schaffung von Wohlergehen, Vorteil, Freude, Gutem oder 
Glück tendiert.“ Nutzen (utility) ist nicht mit „Nützlichkeit“ gleichzusetzen. Moderne utilititaristische Theorien 
operieren eher mit dem Begriff der Präferenz. 

, gilt als Vollender des klassischen 
Systems und zugleich als sozialer Reformer. Er ist begeistert von den Idealen der 
französischen Revolution von 1789. Das Aufbrechen der Ständeherrschaft sieht 
er als Grundlage für die Entwicklung eines liberalen Staates an. Mill macht sich 
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für die Einführung einer reinen Demokratie stark und gegen die, wie er meint, 
schädlichen Einflüsse der Aristokratie. 

Um die Lehren von John Stuart Mill verstehen und einordnen zu können, hilft es, 
seine Ideen im Kontext seiner Zeit, seiner Erziehung und seines Lebens zu be-
trachten. In diesem Sinne soll zunächst ein entsprechender Überblick angeboten 
werden. 
 
 
England zu Beginn des 19. Jahrhunderts 

Der durch die industrielle Revolution hervorgerufene Strukturwandel verändert 
die Lebens- und Arbeitsbedingungen der Menschen tiefgreifend. Radikale Umwäl-
zungen ziehen wirtschaftliche, soziale und demografische Veränderungen nach 
sich. Die bahnbrechenden Erfindungen aus der zweiten Hälfte des 18. Jahrhun-
derts (z.B. die Dampfmaschine von James Watt im Jahre 1769) ermöglichen eine 
neue Art der Produktion, da nun schwere Arbeiten leichter verrichtet werden 
konnten. Auch der spätere Ausbau der Kanalsysteme, der Straßen und Eisen-
bahnnetze (ca. 1830) sowie der Bau großer und schneller Dampfschiffe schaffen 
neue Grundlagen für den regionalen, nationalen und internationalen Handel. Der 
Weg für den Bau von Fabriken und der industriellen Massenproduktionen wurde 
frei. Spezialisierung und Arbeitsteilung brachten eine ungeahnte Produktivitäts-
steigerung mit sich. Finanziert wird die Industrialisierung von vermögenden Bür-
gern und kapitalkräftigen Unternehmern sowie durch das britische Bank- und 
Börsensystem (vgl. Hottinger 1998: 28 f.).  
Die neuen Möglichkeiten zu wirtschaften und zu produzieren zeichnen für Klein-
betriebe und vor allem für die unteren sozialen Schichten allerdings ein ganz an-
deres Bild: Sie geraten immer tiefer ins soziale Elend. Zunehmend setzen große 
und expandierende Betriebe kleineren zu, indem sie stark von ihren Größenvor-
teilen profitieren. Dies zunächst in der Landwirtschaft, später dann auch im 
Handwerk. Es folgt die Flucht in die abhängige Beschäftigung  und die damit ver-
bundene Flucht in die Städte (vgl. Niedhart 1993: 436). Infolge der landwirt-
schaftlichen und danach der technologischen Revolution kommt es zu einer de-
mografischen Revolution vor allem in den Großstädten. Die Bevölkerungszahlen 
nehmen schubartig zu und die Entwicklung der Löhne dramatisch ab (vgl. Haan/ 
Niedhart 1993: 74). Zwar verbessern sich die Nahrungsmittelversorgung auf-
grund der neuen Produktionsmöglichkeiten (vgl. Hottinger 1998: 19), aber die 
Spannungen wachsen. Politische und wirtschaftliche Veränderung werden herbei-
gesehnt. Die Lösung der „Sozialen Frage“ wurde die bedeutendste Herausforde-
rung ihrer Zeit. Das ökonomische Grundmerkmal der britischen Gesellschaft ist die 
große Differenz von Arm und Reich (vgl. Hottinger 1998: 30) und an die Stelle der 
vorindustriellen und auf Geburts- und Rechtsstatus beruhende Ständegesellschaft 
tritt die Zwei-Klassen-Gesellschaft, die aus "Besitzenden" und "Arbeitenden" gebildet 
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wird. Letztere ist geprägt durch fehlende wirtschaftliche Absicherung, politische 
Machtlosigkeit und geringen Lebensstandard. Umverteilungsanliegen werden zu poli-
tischen Themen und treffen (in England) auf eine für die damalige Zeit sozial aufge-
schlossene Politik. Das Problem der städtischen Verelendung und den daraus ent-
stehenden Handlungsbedarfen ist erkannt und es werden zunehmend Gesetze zur 
Regelung der Arbeitsverhältnisse erlassen: So beispielsweise sozial- und bildungs-
politische Richtlinien, die die Beschränkung von Kinder- und Frauenarbeit, die Ab-
schaffung von Sklaverei, die Armenunterstützung bis hin zur allgemeinen Schulbil-
dung (ab 1833) neu regeln (vgl. Hottinger 1998: 39). 
 

Die Suche nach einer geeigneten Methode zur Findung von Gerechtigkeit 

Mill, der im Sinne des Benthamschen Utilitarismus erzogen wurde, diskutiert poli-
tische, soziale und wirtschaftliche Themen (vgl. Marchi 1989: 270), erkennt für 
sich aber bald, dass die Lehre Benthams (und seines Vaters) fehlerhaft sei. Auf 
der Suche nach eigenen Modellen zur Verwirklichung des allgemeinen Glücks 
nimmt Mill im Laufe der Zeit kontroversere Ansichten an. Er veröffentlicht Essays 
zu Theorien von Mensch, Gesellschaft und Ethik, die sich zwar noch an Benthams 
und James Mills Gedanken anlehnen, jedoch insgesamt von diesen in wesentli-
chen Punkten abweichen (vgl. Hottinger 1998: 332 und Marchi 1989: 272). 
Der Vater James Mill geht bei seiner Staatstheorie davon aus, dass der Mensch 
stets handele, um seine eigenen Interessen (Reichtum und Macht) zu verfolgen; 
nie aber nach gesellschaftlichen Interessen (vgl. ebda).  
Bei Mill löst diese - ihm zu starre - Theorie eine Auseinandersetzung mit den 
Grundlagen der Wissenschaft aus, denn unter Verwendung der deduktiven Me-
thodik2 zeige sich, so Mill, dass es gerade in den sozialwissenschaftlichen Unter-
suchungen auf die Betrachtung aller möglichen ergebnisbeeinflussenden Ursa-
chen ankomme. Theorien müssten demnach als bedingte Behauptung formuliert 
werden und es müsste das ceteris-paribus-Prinzip zugrunde gelegt werden, um 
auch nicht erkannte Ursachen nicht auszuschließen.3

Mill, der sich in den 1840er Jahren auf die Ökonomie fixierte, beginnt (1845) mit 
der Arbeit an seinem zweiten Hauptwerk „Prinzipien der Politischen Ökonomie“. 
Sein Ziel: Das ökonomische Wissen seiner Zeit festzuhalten und dabei die  
grundlegenden Lehren von Adam Smith, Thomas Malthus und David Ricardo zu-
sammenzuführen, zu systematisieren und zu überarbeiten sowie verständlich zu 
beschreiben (vgl. Gaulke 1996: 76). 1848 erscheint das Werk „Principles of Poli-
tical Economy. With some of their applications to social philosophy“ und gilt bald 

 

                                       
2 Deduktion: Schlussfolgerung von gegebenen Prämissen auf die logisch zwingenden Konsequenzen. Schluss 

vom Allgemeinen auf das Besondere. 
3 Mill beschreibt seine Lehren zur Methodik der Wissenschaften 1843 in seinem Essay „A System of Logic“. 
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als das bedeutendste Lehrbuch der britischen Ökonomie des 19. Jahrhundert 
(vgl. a.a.O.: 77). Mill verbindet in diesem Band seine Gedanken zur reinen Öko-
nomie, zur Sozialphilosophie und zur Ethik. 

1859 widmet sich Mill dem Freiheitsbegriff und verfasst „On Liberty“. Die Freiheit 
ist für ihn der „erste und stärkste Wunsch der menschlichen Natur“ (Mill 1859: 
16 f.). Erst die Freiheit ermögliche es dem Individuum, seine Fähigkeiten, seinen 
Geist und seine Moral voll zu entwickeln. Deshalb müsse, so Mill, das staatliche 
und gesellschaftliche Handeln stets zum Schutze der Individualität, der Verschie-
denheit und der persönlichen Freiheit ausgerichtet sein (vgl. Gaulke 1996: 105). 

Mill formuliert sein „Freiheitsprinzip“, das die Grenzen staatlicher Interventionen 
verdeutlicht, wie folgt: „Der einzige Zweck, der die Menschen individuell und kol-
lektiv berechtigt, in die Handlungsfreiheit der ihren einzugreifen, ist Selbstschutz. 
Die einzige Absicht, um derenwillen Macht rechtmäßig über irgendein Mitglied ei-
ner zivilisierten Gemeinschaft gegen seinen Willen ausgeübt werden kann, ist 
die, eine Schädigung anderer zu verhindern.“ (Mill 1859: 16f.). Kein Staat und 
keine Gesellschaft dürfe erzwingen, was deren Meinung nach besser oder klüger 
sei bzw. das Individuum glücklicher mache, denn nur das Individuum selbst sei 
souveräner Herrscher über „seinen eigenen Körper und Geist“ (Mill 1859: 16 f). 

Die freie Entwicklung und Entfaltung der Persönlichkeit („innere Kultur des Indi-
viduums“) und die Selbstverantwortung haben für Mill eine überragende Bedeu-
tung. Dabei lehnt Mill staatliche Struktur mit autoritären Elementen keinesfalls 
gänzlich ab, er betrachtet sie vielmehr als absolut notwendig, um die Individuen 
von Fehlern abzuhalten und in ihren Rechten zu bestärken. In diesem Sinne be-
kämpft er in seiner politischen Philosophie sowohl das Verständnis von einem ra-
dikalen wirtschaftlichen Liberalismus als auch einen anti-individualistischen So-
zialismus.  
Die Politische Ökonomie ist dabei für Mill das bedeutendste Werkzeug, um gesell-
schaftliche Verhältnisse zu untersuchen und Verbesserungen zu entwerfen (vgl. 
Marchi 1989: 278). Mills Ansätze zur Umgestaltung der gesellschaftlichen Struk-
turen basieren auf einer klaren Definition methodischer Arbeit. In seinem Werk 
„A System of Logic“ (1843) beschreibt er eine allgemeine Methodologie der Wis-
senschaften und trennt dabei zwischen der wissenschaftlichen und wertfreien 
Grundlagenarbeit (science) sowie der praktischen und anwendungsorientierten 
Reformarbeit (art) (vgl. Hauer 1991: 202).  
Innerhalb des Bereiches wertfreier Grundlagenarbeit werden Tatsachen und Ge-
setzmäßigkeiten untersucht. Mill stellt aber fest, dass individuelle und gesell-
schaftliche Phänomene solchen (naturwissenschaftlichen) Gesetzmäßigkeiten und 
Kausalitäten nicht unterliegen. Dementsprechend könne eine vollständige Erfas-
sung aller Einflussfaktoren nicht erfolgen, geschwiege denn garantiert werden. 
Daraus folge, dass keine exakten Aussagen getroffen werden können.  
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Deswegen sei es notwendig, so Mill, eine weitere Methodik zum Einsatz kommen 
zu lassen (die der „Kunst“). Hier können normative Verhaltensvorschriften aufge-
stellt werden, die Ziele festsetzen und die entsprechenden Mittel zur Umsetzung 
aufzeigen (vgl. Hauer 1991: 202).  

Mills nationalökonomischen Schriften bewegen sich in seinen Lehren stets zwi-
schen den beiden Methoden. In diesem Sinne schafft Mill eine Politische Ökono-
mie als wertfreie Wissenschaft, in der die nachweisbaren Gesetzmäßigkeiten der 
Produktion untersucht werden (vgl. Hauer 1991: 204). Mill erkennt dabei auch, 
dass Modelle, die komplexe Systeme oder komplexes Verhalten abbilden und 
wissenschaftlich erklären sollen, auf wesentliche Eigenschaften reduziert werden 
müssen, um handhabbar zu bleiben. In Bezug auf die Darstellung des menschli-
chen Verhaltens leistet Mill also schon sehr früh einen bedeutenden Beitrag zum 
Modell des (so derzeit nicht benannten) homo oeconomicus; der abstrakten Dar-
stellung eines in wirtschaftlichen Kontexten agierenden Menschen. Da Mills Ziel, 
menschliches Glück zu fördern, ohne einen normativen Kontext aber nicht aus-
kommt, bettet er in die strenge wissenschaftliche Analyse auch normative Ver-
haltensregeln und Handlungsanweisungen ein, die er mittels der Methode der 
„arts“ untersucht. 
Beide Perspektiven verbindet Mill schließlich in seinem Hauptwerk „Principles of 
Political Economy“ (1848). Hier analysiert er ökonomischen Sachverhalte und be-
schreibt darauf aufbauend wirkungsvolle politische und soziale Reformen. 

 

Die Grundlage des Mill'schen Gerechtigkeitskonzepts: Das Glück aller ist 
die Summe des Glücks der Einzelnen  

Aufgrund der immer stärker werdenden sozialen Kluft zwischen den besitzlosen 
Arbeitern und den reichen Industriekapitalisten fordert der Moralphilosoph Mill 
elementare Regelungen für das Zusammenleben. Als Utilitarist4

Wie schon für den Begründer des Utilitarismus, Jeremy Bentham, versucht auch 
Mill alle moralischen Bewertungen und Forderungen auf ein einziges modellhaft 
gültiges Moralprinzip zurückzuführen: Das Prinzip der Nutzenmaximierung. Ben-
tham begreift den Nutzen als "diejenige Eigenschaft an einem Objekt, durch die 

 formuliert Mill ei-
ne eigene Idee vom „größtmöglichen Glück“. Mills Ziel ist es, eine „Theorie des 
rechten Handelns“ zu formulieren, deren Anwendung zu Gleichheit und Glück der 
Menschen führt und er definiert das utilitaristische Kriterium moralischen Han-
delns wie folgt: „Die Überzeugung, die die Nützlichkeit oder das Prinzip des größ-
ten Glücks als Grundlage der Moral betrachtet, vertritt die Auffassung, daß Hand-
lungen in dem Maße richtig sind, als sie dazu tendieren, Glück zu fördern, und 
falsch, als sie dazu tendieren, das Gegenteil von Glück hervorzubringen“ (Mill 
2006: 13). 

                                       
4 Utilitarismus wird vom lateinischen Begriff „util“ abgeleitet, was so viel wie „nützlich“ bedeutet 

http://www.medienökonomie.de�


 
 

 
 www.medienökonomie.de 7 

es dazu neigt, Gewinn, Vorteil, Freude, Gutes oder Glück hervorzubringen" (Ben-
tham zit. nach Petersen 1996: 39). 
Im Unterschied zur modernen Interpretation des Strebens nach Nutzen, wie es 
das Entscheidungskalkül des homo oeconomicus darstellt, steht im Utilitarismus 
nicht der egoistische Nutzen des Einzelnen im Zielfokus der Bewertung, sondern 
ausdrücklich das Glück der Gesellschaft im Ganzen. Schon Bentham sprach vom 
"größten Glück der größten Zahl" (vgl. Horn/ Scarano 2002: 238) und auch Mill 
konstatiert, dass der Einzelne zwar nach Maximierung seines Nutzens strebe, 
aber nicht als ein Egoist, sondern als jemand, der auch das Glück der anderen 
indirekt im Blick hat (vgl. Petersen 1996: 31). 
Mill begründet dieses abstrakte Prinzip in Anlehnung an Adam Smith´ Vorstellung 
von der "Unsichtbaren Hand", dass nämlich Menschen in ihren individuellen 
Handlungen stets ihr eigenes Glück verfolgen, dass dies letztlich aber zu gesell-
schaftlichem Glück führe, da sich dieses aus den verschiedenen individuellen 
Nutzen zusammensetzt (vgl. Hottinger 1998: 359).  
Eben weil das gesellschaftliche Glück als Aggregation der individuellen Zufrieden-
heit definiert werden kann, fordert Mill auch, dass das Interesse der Gemein-
schaft niemals dem Glück des Einzelnen gegenüber priorisiert werden darf: „Das 
Glück aller ist nichts als die Summe des Glücks dieser Einzelnen“ (Mill 2006a: 
XVII). An anderer Stelle definiert Mill seine Vorstellung von Glück wie folgt: „Un-
ter Glück ist Freude und die Abwesenheit von Leid zu verstehen, unter Unglück 
Leid und die Entbehrung von Freude“ (Mill 2006b: 13). 
Im Unterschied zu Bentham stellt Mill aber nicht auf einen quantitativen Glücks-
begriff ab, sondern auf einen qualitativen. Für Mill ist nicht die Menge des er-
reichten Glücks, sondern die Art der Freude und des Leidens ausschlaggebend 
(vgl. Hottinger 1998: 347). Mill macht auch keinen Unterschied zwischen sinnli-
chen und geistigen Freuden, geschweige denn, dass er die Vorstellung akzep-
tiert, die sinnlichen Glücksempfinden seien höherwertig. Sehr anschaulich formu-
liert Mill diesen Gedanken wie folgt: „Es ist besser, ein unzufriedenes menschli-
ches Wesen zu sein als ein zufriedenes Schwein; besser, ein unzufriedener Sok-
rates zu sein als ein zufriedener Narr“ (Mill 2006b: 18). 
Für Mill ist der Mensch ein dem in ihm verankerten Verantwortungsbewusstsein 
verpflichtetes Sozialwesen, dessen Handeln nicht ausschließlich dem Eigennutzen 
unterliegt.  Mitmenschen dienen ihm nicht primär als Mittel zur Erzielung und 
Steigerung des eigenen Nutzens (vgl. Hottinger 1998: 345). So erklärt Mill die 
Beobachtung, dass der "Mensch edlen Charakters" auch geistige Freuden an-
strebt, die darin bestehen, dass andere einen Vorteil haben und er selbst da-
durch einen Nachteil erleiden muss (vgl. Höffe 2002: 51). Mill stellt sich in die-
sem Punkt deutlich gegen Benthams Auffassung, die besagt, dass der Einzelne 
stets sich selbst der Nächste ist und selbst wenn er das Glück anderer mit ver-
folgt, er seinen eigenen Vorteil in das Entscheidungskalkül mit einbezieht. Wäh-
rend Bentham den uneingeschränkt egoistischen Menschen modelliert, zeichnet 
Mill in seiner Ethik einen Menschen, dem es auch Glücksempfinden bereitet, 
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wenn andere durch ihn (selbst zu seinem eigenen Nachteil) ihren Nutzen erhö-
hen. 

Dass trotz dieser inneren Verpflichtetheit der Zustand sozialer Gerechtigkeit 
(Nützlichkeit impliziert soziale Gerechtigkeit; vgl. Mill 2006b: 111) verhindert 
werden kann, erklärt Mill kontextgeprägt durch die herrschenden Bedingungen 
dadurch, dass (vgl. Hauer 1991: 232):  
• Menschen unter Isolierungs- und Vermassungseffekten leiden, 
• die Mehrheit einer Gemeinschaft Individuen tyrannisieren kann,  
• Individuen die Tendenz zur Konformität zeigen. 

Ein ebenso ausschlaggebendes Argument meint Mill darin gefunden zu haben, 
dass die Gesellschaft als ungebildetes Ganzes nur Mittelmäßigkeit hervorrufen 
könne. Auch das egoistische und materialistische Erwerbsstreben, das als alleini-
ge Verhaltensmaxime gesellschaftlich anerkannt sei, trage zur sozialen Unge-
rechtigkeit bei.  
In Folge dieser Sicht fordert Mill drei wesentliche Garantien, die gewährleistet 
sein müssen, damit Menschen ein glückliches Leben führen können (vgl. 
Hottinger 1998: 353 und Mill 2006b: 25): 

1. die persönliche Freiheit des Individuums 
2. die Befriedigung zentraler menschlicher Bedürfnisse (Freisein von äußerer Not)  
3. ein Mindestmaß an Bildung und Geist (Kunst, Poesie) 
 
Für Mill ist der Staat zuständig, wenn es um die Realisierung und die Durchset-
zung dieser Forderungen geht. Damit distanziert sich Mill von dem noch vorherr-
schenden Bild eines „Nachtwächterstaates“, der lediglich für die Bildung und Ein-
haltung von Ordnungsstrukturen zuständig sei und schreibt ihm Regulierungs-
aufgaben zu. Jede Gesellschaft braucht "eine Reihe moralischer Regeln, die für 
das menschliche Wohlergehen unmittelbar bestimmend und deshalb unbedingter 
verpflichtend sind als alle anderen Regeln des praktischen Handelns (...)“ (Mill 
2006b: 103). Mills Gerechtigkeitskonzept fokussiert auf die Sicherheit der Men-
schen und die Notwendigkeit von Regeln im menschlichen Zusammenleben (vgl. 
Hottinger 198: 361).  

Politisch spricht er sich für eine soziale Mindestabsicherung und ein politisches 
Mitwirkungsrecht aller Bürger (wenn auch nach Ständen durch ein Mehrklassen-
wahlrecht unterschiedlich geordnet) aus. Aus Angst vor einer „Tyrannei der 
Mehrheit“ (Fehlbarkeit demokratischer Mehrheiten), in der ungebildeter Pöbel 
bestenfalls Mittelmäßigkeit hervorbringe und dazu neige, herausragende Persön-
lichkeiten zu unterdrücken, fordert Mill den Staat auf, mindestens einen Elemen-
tarunterricht für alle Bürger verpflichtend zu machen. Die praktische Umsetzung 
der Ausbildung sollte aber privaten bzw. staatsunabhängigen Bildungsträgern 
überlassen bleiben, um Meinungsvielfalt zu gewährleisten und Konformismus zu 
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verhindern. Je vielfältiger die Ideen und je höher die durchschnittliche Bildung, 
desto fortschrittlicher sei und weniger kurzfristig handele die Gesellschaft.  
Mill fordert die freie, gleichberechtigte Gesellschaft ohne Führungsstrukturen in 
einem Staat, in dem dieser aktiv die Entwicklung der Gesellschaft fördert. Die 
Freiheit des Einzelnen dürfe, so Mill, nur dann eingeschränkt werden, wenn dies 
zum Selbstschutz oder zum Schutz anderer Mitglieder geschehe. Anders als libe-
rale Kollegen seiner Zeit fordert Mill allerdings den Staat zu Eingriffen auf, wenn 
es gelte, Monopole (Missbrauch von Marktmacht) zu verhindern oder Bedürftige 
zu unterstützen (soweit diese Hilfe nicht die Eigeninitiative untergrabe).  
Trotz allem Demokratieverständnis hat die Freiheit des Einzelnen für Mill als „ers-
ter und stärkster Wunsch der menschlichen Natur“ den höchsten Stellenwert. 
Rechte wie die persönliche Freiheit, die freie Meinungsäußerung, Presse-, Ver-
sammlungs- und Koalitionsfreiheit sind Mills Ansicht zufolge unabdingbar und 
können weder durch freiwilligen Verzicht eines einzelnen noch durch Mehrheits-
beschluss aufgehoben werden (vgl. Gaulke 1996: 86). 
Für die Beteiligung der einzelnen Bürger am demokratischen Prozess in Form von 
Wahlen, ist nach Mill „eine ausgeprägte Reife“ (Hottinger 1998: 382) nötig. Diese 
ist eng mit dem Bildungsgrad verbunden. Auch dieser Grund weist auf die zen-
trale Aufgabe des Staates hin, das allgemeine Bildungsniveau verbessern zu 
müssen (vgl. Gaulke 1996: 108).  
 
 
Die Trennung von Produktion und Verteilung als Bedingungen zur Lö-
sung der "sozialen Frage" 

Es kristallisiere sich immer wieder in nahezu allen Fragen heraus, so Mill, dass 
die "soziale Frage" (soziale Missstände und Ungleichheit der Bürger) bzw. ihre 
Bewältigung nur durch die Lösung von Verteilungsproblemen geschehen könne. 
In diesem Sinne versucht Mill Gesetze in seiner Politischen Ökonomie zu finden, 
die Verteilungsprobleme löst. Das hier zentrale Werk, in dem Mill praktische Reform-
arbeit anstößt, entstand 1848 und erschien mit dem Titel: Principles of Political Eco-
nomy. With some of their applications to social philosophy. Ziel der hier ausformu-
lierten Politischen Ökonomie ist „das Gute für die Menschheit“ (Mill zitiert nach 
Gaulke 1996: 77) zu erreichen, d.h. die Freiheit des Einzelnen und ein angemes-
senes Auskommen für alle zu garantieren.  
Insbesondere die Forderung nach einem angemessenen Aus- bzw. Einkommen 
steht im krassen Gegensatz zur Theorie der Klassischen Ökonomie, deren Ziel al-
lein die Steigerung des Wohlstands und nicht die Verteilung der Güter umfasste 
(vgl. Gaulke 1996: 77). Im klassischen Sinne wird dem Staat "Nachtwächterei-
genschaft" zugeschrieben; Mill hingegen hält den Laissez-faire-Gedanken der 
klassischen Nationalökonomie für allen Gerechtigkeitsanliegen abträglich und 
fordert den für seine Bürger verantwortlichen Staat. 
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Soll Gerechtigkeit erreicht werden, müssen Produktionsergebnisse in zweierlei 
Hinsicht getrennt betrachtet werden: in die Produktion bzw. den Produktionspro-
zess und in die Verteilung bzw. das Verteilungsziel. Mill analysiert entsprechend 
seiner wissenschaftlichen Methodendifferenzierung (vgl. Gaulke 1996: 78): 
• Hinsichtlich der Produktion zeigen sich Naturgesetze, die sich auf Eigenschaf-

ten der Gegenstände gründen.  
• Hinsichtlich der Verteilung werden die normativen Maßstäbe zur Richtlinie.  
 
Die Produktion untersucht Mill im Sinne der Klassischen Nationalökonomie hin-
sichtlich der (objektivierbaren) Kriterien Effizienz, Markt- und Wettbewerbsleis-
tung sowie dem Maximierungsanliegen. Der Staat trägt hier die Garantenrolle für 
die Einhaltung der Rahmenbedingungen, hält sich aber ansonsten aus dem Ge-
schehen heraus (Liberalismus). 
Die Grundlage der Verteilung von Produktionsergebnissen sieht Mill in von Men-
schen gemachten Gesetzen, die notwendig für die Sozialordnung und an die Ge-
gebenheiten anzupassen sind. Diese Grundlage stellt aber kein Naturgesetz dar, 
sondern gründet sich auf gesellschaftlichen Wertmaßstäben. Dem Staat kommt 
hier eine auf Gerechtigkeit ausgerichtete Lenkungsfunktion zu (vgl. Gaulke 1996: 
78). Ohne staatliche Steuerung könne, der Vorstellung von Mill folgend, kein Zustand 
allgemeiner Zufriedenheit erreicht werden. Mill strebt den Zustand an, "daß keiner 
arm ist, niemand reicher zu sein wünscht, und niemand Grund zu der Furcht hat, daß 
er durch die Anstrengungen anderer, die sich selbst vorwärts drängen, zurückgesto-
ßen zu werden“ (Mill 1913: 391). Hier wird deutlich, dass Mill in seinen Grundsät-
zen der politischen Ökonomie einen stationären Zielzustand beschreibt (ein Le-
ben in Wohlstand für alle), der, wenn er erreicht ist, in einen Zustand des Still-
stands mündet. Dieser Stillstand bezieht sich aber ausschließlich auf wirtschaftli-
ches Streben. Der intellektuelle, kulturelle und wissenschaftliche Fortschritt fin-
det auch weiter statt, weil die Sucht nach wirtschaftlichem Wachstum überwun-
den sei und industrielle Verbesserungen anstatt der Vermehrung des Vermögens 
zu dienen, die Arbeit verkürzen. 
 
Mill betont, dass die Voraussetzung dafür, dass ein solcher Zustand erreicht wer-
den könne, an Bedingungen, die an sein Freiheitspostulat anknüpfen, gekoppelt 
sind. Vier wesentliche Bedingungen seien angemerkt : 

• Das Recht auf Eigentum und das freie Verfügungsrecht über das Eigentum 
(vgl. Mill 1913: 326) 

Allerdings sieht Mill im System der Eigentumsverteilung Verbesserungsmöglich-
keiten. Zum höheren Anreiz "fleißig zu sein", wäre eine Partizipation aller Mitglie-
der der Gesellschaft an den Vorteilen des Privateigentums sinnvoll und dement-
sprechend müsste beispielsweise Grundbesitz staatlich gelenkt umverteilt werden 
(vgl. Marchi 1989: 284). Mill meint damit jedoch nicht die Verstaatlichung von 
Grund und Boden, da dies dem Eigentumsrecht zuwiderliefe. Mill stellte sich vor, 
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dass der Staat den Grundbesitzern das Land „zu einem fairen Preis“ abkaufen 
und es so dem öffentlichen Interesse bereitstellen solle (vgl. ebda). Dieses Prin-
zip beinhaltet damit auch die Möglichkeit, die Landverteilung immer entspre-
chend den aktuellen Notwendigkeiten anzupassen. Grundlage der Verteilungsidee 
bei Grund und Boden ist, dass die Schutzwürdigkeit von Eigentum im Wesentli-
chen von der Verwendung abhänge. Eigentum ziehe - so Mill - eine soziale Ver-
pflichtung nach sich: „Kein Mensch schafft das Land. Es ist das ursprüngliche Er-
be des ganzen Menschengeschlechts. Seine Aneignung ist im Ganzen eine Frage 
des allgemeinen Nutzens. Ist das Privateigentum am Boden nicht nützlich, ist es 
ungerecht“ (Mill 1913: 343). 
 
• Das Recht auf Besteuerung nach einem (auf Gleichberechtigung basierenden) 

Leistungsprinzip (vgl. Hauer 1991: 253).   

Mill sieht in der Besteuerung eine weitere Maßnahme zur Realisierung der Chan-
cengleichheit, wenn gesichert sei, dass die Besteuerung allein auf Grundlage des 
Leistungsfähigkeitsprinzips durchgeführt wird. Eine progressive Besteuerung 
lehnt Mill aus Gründen der Gerechtigkeit ab (vgl. ebda). Andererseits fordert Mill 
zum Zweck der sozialen Gerechtigkeit die Steuerbefreiung bei unteren Einkom-
men (vgl. Ekelund/ Tollison 1987: 262).  
 
• Das Recht auf gerechte Entlohnung (vgl. Mill 1921: 313) und das Recht der  

staatlichen Unterstützung bei Bedürftigkeit (vgl. Ekelund/ Tollison 1987: 228). 

Mill fordert, dass der Staat aus Gründen der sozialen Gerechtigkeit ein Existenz-
minimum garantiert und dass: „die für Leben und Gesundheit notwendigen Dinge 
[.] allen zur Verfügung stehen (müssen)“ (Mill zitiert nach Ekelund / Tollison 
1987: 230). Eine Einkommensbeihilfe und Fürsorgeleistungen müssen demnach 
so gestaltet sein, dass sie „zwar für jedermann erreichbar ist, aber jedem auch 
eine starke Veranlassung gibt, wenn irgend möglich auf sie zu verzichten.“ (Mill 
1921: 961). 
 
• Das Recht auf Bildung für Arme und Arbeiter (Mill 1921: 551) 
Mill sieht die einzige Chance, das Ziel „Abschaffung der Armut“ zu erfüllen, darin, 
Bildung und ein System von positiven Anreizen zur Selbsthilfe zu schaffen. Durch 
die Förderung der ungebildeten Schichten kann eine bessere Wettbewerbspositi-
on und somit größere Chancen auf Erfolg realisiert werden. Außerdem folge aus 
der Verbesserung der individuellen Bildungssituation die Verbesserung der ge-
sellschaftlichen Möglichkeiten und die Sicherung der Staatsordnung. 
 
Gesamtbetrachtung  

Mills Lehren zeichnen sich dadurch aus, dass er das Wirtschaftssystem und seine 
Zusammenhänge wissenschaftlich analysiert und Fehlentwicklungen über An-
wendungsempfehlungen korrigieren will. Mill strebt damit einen institutionellen 
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Wandel (keine Revolution) an. Einen Beitrag zu leisten, die durch die Industriali-
sierung hervorgerufene "Soziale Frage" in der neuen Gesellschaft gerecht zu lö-
sen, bleibt zeitlebens sein Motiv und sein Ziel. 
Er ist überzeugt davon, dass der Mensch von Natur aus ein zu ethisch-
moralischem Handeln verpflichtetes Wesen ist und nicht ausschließlich selbst-
süchtig handelt. Um seiner Natur entsprechend handeln zu können, bedarf es der 
Freiheit und Selbstbestimmung, die der Staat zu fördern und zu schützen habe. 
Nicht freie Menschen und ausschließlich eigennutzorientiert Handelnde führen 
nach Mill das Leben eines Tieres. Freie Menschen streben nach Glück, das auch 
das Glück der anderen mit einbezieht. 
Um eine gerechte Gesellschaft entstehen zu lassen, muss die Ungerechtigkeit in 
der Verteilung ökonomischer Waren und die Ungerechtigkeit in der Verteilung 
des Eigentums korrigiert werden. Während die Produktion weitestgehend den 
Prinzipien der Naturgesetze folgt und normative Eingriffe zu Ineffizienz führen, 
stehen die Prozesse der Verteilung im Kontext individueller, kultureller und ethi-
scher Bedingungen, die von Menschen gestaltet werden. Hier bedarf es des Staa-
tes als Regulierungsinstanz zur Herbeiführung von Gerechtigkeit. Regulierend 
eingreifen muss der Staat hinsichtlich der Verteilung von Eigentum, der Förde-
rung von Bildung (Schulpflicht) und Kultur (Subventionen) sowie der Absicherung 
von ökonomischen Existenzminima (Mindestlöhne, Sozialhilfe). 
 
Mills Ideen zur Verbesserung der politischen und sozio-ökonomischen Situation 
gesellschaftlicher Fehlentwicklungen und Ungerechtigkeiten haben wenig an Re-
levanz und im Hinblick auf aktuelle Probleme in unserer Neuzeit kaum an Attrak-
tivität verloren.  
 

Ausgewählte Werke  

A System of Logic, Ratiocinative and Inductive, Being a Connected View of the 
Principles of Evidence, and the Methods of Scientific Investigation, 1843 (Digi-
talisat) – deutsch: System der deduktiven und induktiven Logik, übersetzt von 
J. Schiel, Braunschweig 1868, vgl. dazu Die induktiven Methoden von John 
Stuart Mill 

Essays on some Unsettled Questions of Political Economy, 1844 

Principles of Political Economy, 1848 (Digitalisat der Ausgabe 1857: Vol. 1, Vol. 
2) – deutsch: Grundsätze der politischen Oekonomie (Digitalisat: Bd. 1, Bd. 2) 

On Liberty, 1859 – deutsch: Über die Freiheit 

Utilitarianism, 1863  

Examination of Sir William Hamilton's Philosophy, 1865 

Three Essays on Religion, postum 1874 
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Anhang: 

Philosophisches und gesellschaftliches Grundverständnis  

Anmerkungen zum Utilitarismus (vgl. wikipedia) 

Der Utilitarismus ist eine auf Jeremy Bentham und James Mill zurückgehende 
Ethik, die eine Handlung dann als sittlich und moralisch gut beurteilt, wenn diese 
nützlich ist. John Stuart Mill, der das Konzept Benthams und James Mills nach 
deren Tod weiterentwickelte, definiert hierfür, dass eine Sittlichkeit dann gege-
ben sei, wenn Handlungen die Tendenz haben, Glück zu befördern, während sie 
moralisch falsch seien, wenn sie zu Leiden führen. 
Der utilitaristischen Theorie nach streben alle Menschen danach, Lust zu gewin-
nen und Unlust zu vermeiden. Von Zeitgenossen wurde der Utilitarismus vor al-
lem deshalb kritisiert, weil er das Luststreben ins Zentrum menschlichen Han-
delns stellte und somit keinen Raum für edlere Ziele und einen höheren Zweck 
(z. B. göttliche Fügungen) ließ („pig philosophy“). Der Begriff „Lust“ [pleasure] 
bezieht sich bei Bentham und James Mill jedoch nicht zwangsweise auf direkte 
Sinneswahrnehmung und Stimulationen (physische Lust bzw. Sinnlichkeit), son-
dern primär, wie John Stuart Mill hervorhebt, auf eine geistige Erfüllung und 
„Glück“ [happiness]. Somit sei ein Streben nach Lust, das nach Mill unterschiedli-
che Qualitäten aufweist (das einfache Glücksstreben eines Schweines oder das 
eines Narren sei leichter zu finden als das eines Sokrates), auch das Streben 
nach einer höheren Entwicklungsstufe und „der Utilitarismus (könne) sein Ziel 
daher nur durch die allgemeine Ausbildung und Pflege eines edlen Charakters er-
reichen“. 
John Stuart Mill teilte die Menschen in zwei Kategorien ein. Der ersten zugehörig 
seien Menschen mit "höheren Fähigkeiten", was auf das geistige Potenzial bezo-
gen ist. Diese kennen beide Seiten des Glücks und sind so niemals zufriedenzu-
stellen, da sie stets nach dem Vollkommenen streben, obwohl sie wissen, dass 
dies nie zu erreichen ist. Menschen mit "niederen Fähigkeiten" können sich keine 
richtige Vorstellung vom "wahren" Glück machen und sind so schneller zufrieden-
zustellen. 
Wenn ein Individuum vor mehreren Handlungsalternativen stehe, so solle es ge-
mäß dem Utilitarismus die Handlung wählen, welche in ihrer Konsequenz aller 
Wahrscheinlichkeit nach das größtmögliche Glück trägt. Dazu habe er alle Einzel-
konsequenzen und ihre Auswirkungen auf das Glück und Leid der Einzelnen in 
Betracht zu ziehen. Letztlich müsse man alles durch das mögliche Praktizieren 
einer Handlungsalternative entstehende Glück und Leid bei den Einzelnen zu ei-
ner Gesamtsumme errechnen, wodurch man erkennen könne, inwiefern eine 
Handlung allgemein das Glück mehrt oder Leid erzeugt. 
Zu einer Entscheidung gelangt er, indem er die Vor- und Nachteile, die mit den 
Alternativen verbunden sind, gegeneinander abwägt und zu einem einzigen Wert 
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zusammenfasst. Dann wählt er diejenige Alternative, die für ihn den größten po-
sitiven Wert aufweist. 
Das, was hier als „Vorteil“ oder „Nachteil“ bezeichnet wird, wird von Entschei-
dungstheoretikern als „Nutzen“ (englisch „utility“) bezeichnet. Dieser Begriff ist 
nicht gerade glücklich gewählt, eher wäre der Begriff „Wert“ hier angemessen. 
Aber der Begriff „Wert“ (englisch „value“) war in der ökonomischen Theorie be-
reits für die Bezeichnung des durchschnittlichen Preises eines Gutes vergeben. 
„Nutzen“ in dem dargestellten Sinne ist nun kein psychologisches Objekt, das 
man empirisch messen könnte, wie die Utilitaristen des 18. und 19. Jahrhunderts 
noch meinten. Es handelt sich lediglich um eine Terminologie, mit der man (bei-
spielsweise durch eine Nutzenfunktion) sehr differenziert und präzise beschreiben 
kann, was ein Subjekt will. 
Der Unterschied zwischen der eben skizzierten rationalen (Nutzen maximieren-
den) Entscheidung eines einzelnen Subjekts und der utilitaristischen Kalkulation 
des größten Nutzens besteht allein darin, dass nicht nur die Vor- und Nachteile 
des einen Subjektes berücksichtigt werden müssen, sondern die Vor- und Nach-
teile aller Subjekte, die durch die Entscheidung betroffen werden. Das utilitaristi-
sche Nutzenkalkül ist also gewissermaßen die Bestimmung der für die Gesamt-
heit besten Alternative unter der Bedingung, dass den Wertungen aller Individu-
en gleiches Gewicht zukommt. 
 
Interpersoneller Nutzenvergleich  

Zur Durchführung des utilitaristischen Nutzenkalküls ist es in den allermeisten 
Fällen erforderlich, das Glück bzw. den Vorteil der einen Person gegen das Leid 
bzw. den Nachteil einer anderen Person abzuwägen. Die Nutzengrößen der ein-
zelnen Personen müssen dazu interpersonal vergleichbar gemessen oder zumin-
dest geschätzt werden. Ob und wie dies möglich ist, bleibt umstritten. 
Die frühen Utilitaristen waren der Ansicht, dass das Glück der Individuen eine 
psychische Größe sei, die man empirisch messen könne. Benthams Bemühungen 
gingen in Richtung einer derartigen „moral science“. Dieser Weg erwies sich aber 
empirisch nicht als gangbar, da kein „wissenschaftsförmiger“ Maßstab für den 
interpersonalen Glücksvergleich gefunden werden konnte. In den Wirtschaftswis-
senschaften wurde die Idee der interpersonalen Nutzenmessung in der Folge fal-
len gelassen. Die Wirtschaftstheorie kam auch mit rein subjektiven Präferenzord-
nungen aus, das heißt mit der Beobachtung von freiwilligen Tauschbeziehungen 
zwischen Güterbündeln. Übrig blieb die Wohlfahrtsökonomie (englisch: welfare 
economics), die sich jedoch nicht an einem psychologisch verstandenen „Wohl-
fühlen“ orientiert, sondern an (Tausch-) Kriterien. Zentral ist hier die Pareto-
Optimalität. Dieses Kriterium klammert intersubjektive Vergleiche von Vor- und 
Nachteilen aus. 
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Kritiker verweisen darauf, dass das Glück verschiedener Individuen inkommensu-
rabel sei, und dass daher das Nutzenkalkül nicht nur praktisch, sondern auch 
theoretisch unmöglich sei. 
Dem wird entgegengehalten, dass im Alltag bei Entscheidungen ständig die Vor- 
und Nachteile für verschiedene Personen größenmäßig miteinander verglichen 
werden. Begriffe wie Rücksichtnahme, Opfer, Zumutbarkeit oder Benachteiligung 
erfordern den Bezug auf das vergleichbare Wohlergehen verschiedener Personen. 
Wenn Glück inkommensurabel wäre, dann könnte keine Aussage dahingehend 
gemacht werden, dass der Tod von hundert Individuen schlimmer ist als der Tod 
eines Einzelnen. 
Dem Argument, das Nutzenkalkül sei rein praktisch nicht durchführbar, wird ent-
gegen gehalten, dass man beispielsweise die vergleichbare Größe des Nutzens 
einer Theatervorstellung für verschiedene Personen abschätzen könne, indem 
man prüft, wie viel Zeit, Geld oder Arbeit der Einzelne für den Theaterbesuch zu 
opfern bereit ist. Außerdem könne man fremdes Leid und fremdes Glück grund-
sätzlich dadurch ermessen, dass man sich gedanklich in die Lage des anderen 
Individuums hineinversetzt. 

 
Kritiken an der utilitaristischen Ethik  

 
1. Der missverständliche Gebrauch des Wortes „Nutzen“ 
Bereits John Stuart Mill sah ein, dass der Ausdruck „Utilitarismus“ und seine Ab-
leitung von dem englischen Begriff „utility“ leicht den Eindruck erwecken könnte, 
der Utilitarismus sei an sich kaltherzig und materialistisch. Um derartige Missver-
ständnisse zu vermeiden, wird heute zumeist von „Glück“ oder „individuellem 
Wohl“ gesprochen. 
Der von den Utilitaristen verwendete englische Begriff „utility“ deckt sich nicht 
mit dem deutschen Begriff „Nützlichkeit“, worunter nur die Zweckmäßigkeit ver-
standen wird. So besitzt ein schöner Blumenstrauß zwar „utility“, er ist aber nicht 
im herkömmlichen Sinne „nützlich“. 

2. Utilitarismus und allgemeines Moralverständnis  

Vom Standpunkt des benthamschen Utilitarismus ist Glück das höchste und allei-
nige Gut. Andere ethische Güter wie beispielsweise Gleichheit, Gerechtigkeit, 
Freiheit oder Tugendhaftigkeit und intuitive Moralvorstellungen haben aus utilita-
ristischer Sicht keinen Wert an sich. Dadurch kann es jedoch zu Situationen 
kommen, in welcher eine utilitaristische Ethik zu einer Handlung rät, welche an-
dere Ethiken als absolut unmoralisch bewerten würden. Die meisten Zurückwei-
sungen des Utilitarismus fußen auf diesem Konflikt. Beispielsweise könnte man 
für die Folterung oder Tötung eines Individuums argumentieren, wenn sich da-
durch Leben retten ließen. 
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Utilitaristen reagieren unterschiedlich auf solche Vorwürfe. Einige vertreten, dass 
in solchen Situationen nur die Glücksmaximierung zähle, und andere moralische 
Urteile abzulehnen seien. Andere verweisen darauf, dass in einer gedachten 
Dilemmasituation der Utilitarismus nur oberflächlich zu einer falsch erscheinen-
den Entscheidung raten würde, während sich bei dem Bedenken aller direkten 
und indirekten Konsequenzen ein anderes Bild ergeben würde. So müsse man 
hierbei auch langfristige Konsequenzen, etwa den Verlust des Vertrauens in 
staatliche Grundrechte, bedenken. Utilitaristen wie Smart betonen hierbei, dass 
viele intuitive oder tradierte Moralvorstellungen in der Tat utilitaristisch brauch-
bar seien, da ihre Befolgung im allgemeinen und auf lange Sicht zu einer Nut-
zenmaximierung führt. Smart verwendete dabei den Begriff „Faustregel“. 

3. Menschenwürde 

Ein weiterer Kritikpunkt ist, dass der Utilitarismus die Würde des Menschen zwar 
anerkennt, seine Grundsätze jedoch in der Praxis der Menschenwürde widerspre-
chen können. Anhand eines Beispiels lässt sich dies erklären: Angenommen, eine 
Verkäuferin lässt eine alte, sehbehinderte Frau sehr lange nach Kleingeld suchen, 
während sich hinter ihr eine lange Schlange bildet. Nach dem Utilitarismus, der 
ja das Allgemeinwohl als höchstes Ziel vorsieht, sollte die Verkäuferin der alten 
Frau einen Rabatt in Höhe der schwer zu findenden Münzen gewähren, denn 
dann könnte sie die anderen Kunden schneller bedienen. Dann könnte aber jeder 
das Verhalten der alten Frau nachahmen und sich so einen ungerechtfertigten 
Vorteil verschaffen. Insofern daraus zu schließen ist, dass die Kassiererin die alte 
Frau ans Ende der Schlange verweisen sollte, wird hier also deutlich, warum die 
Grundsätze des Utilitarismus leicht Kritik hervorrufen können (Beispiel-Quelle: 
„Einführung in die utilitaristische Ethik“, Franke Verlag, 1992). 
Allerdings kann man bei einer utilitaristischen Betrachtung des obigen Beispiels 
auch zu einem anderen Ergebnis kommen. Das Allgemeinwohl setzt sich aus dem 
Wohl aller Einzelnen zusammen. Dies bedeutet jedoch nicht, dass das Interesse 
einer einzelnen Person in bestimmten Fällen nicht schwerer wiegen kann als die 
entgegenstehenden Interessen mehrerer anderer Personen. 
So wird – ganz im Einklang mit utilitaristischen Argumenten – dem Notarztwagen 
im Interesse einer einzigen lebensgefährlich verletzten Person ein Vorrecht ein-
geräumt, obwohl Hunderte von Autofahrern deshalb anhalten müssen und Zeit 
verlieren. Entsprechend könnte ein Utilitarist auch das Beispiel mit der sehbehin-
derten Frau interpretieren. Das Interesse einer Behinderten an einer selbststän-
digen Lebensführung kann vergleichsweise schwerer wiegen als das Interesse 
mehrerer Supermarktkunden an einer zügigen Abfertigung. 
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4. Fragen der Begründung  

Am Utilitarismus wird kritisiert, dass er durch seine Logik und Wissenschaft noch 
kein richtiges ethisches System beweist. 
Die These, dass Individuen verpflichtet sind, das größte Glück der größten Zahl 
bzw. die bestmögliche Welt anzustreben, wird von Utilitaristen willkürlich postu-
liert. Rein logisch betrachtet gibt es keinen Grund, warum man nicht auch das 
größte Unglück der größten Zahl oder die schlechtestmögliche Welt anstreben 
sollte. 
Frühe Utilitaristen leiteten die Maximum-Happiness-Maxime aus einem psycholo-
gischen Hedonismus ab. Aber selbst wenn man die These des psychologischen 
Hedonismus als richtig annimmt, so folgt daraus keineswegs, dass Glück das al-
lein Wünschenswerte ist. Viele Menschen (z. B. Sadisten) arbeiten de facto aktiv 
am Unglück von Mitmenschen. Davon kann man aber nicht ableiten, dass man 
das Unglück von irgendwem oder möglichst vielen Leuten anstreben soll. Etwas, 
das real gewünscht wird, muss deswegen noch nicht wünschenswert im normati-
ven bzw. moralischen Sinne sein. Dies wäre sowohl ein Naturalistischer Fehl-
schluss wie auch ein Verstoß gegen Humes Gesetz. 
Mill argumentierte, dass das Begründungsproblem für alle Ethiken bestehe, was 
aber eher ein Argument für den Amoralismus ist. Insofern Utilitaristen eine 
Letztbegründung der Moral mit dem Problem des infiniten Regresses verweigern, 
geben sie zu, dass sie ihr Moralprinzip dogmatisch setzen. Einige Utilitaristen wie 
beispielsweise Georg Meggle geben gar keine Begründung mehr, sondern gehen 
einfach von der empirischen These aus, dass Menschen unter anderem die Präfe-
renz haben, die Welt zu verbessern. Moral ist dabei nur ein willkürlich gewählter, 
letztlich unverbindlicher Endzweck, den einige eben verfolgen, andere aber nicht. 
Andere Utilitaristen argumentieren als Antwort auf die Kritik, dass jedes politi-
sche Argument für eine bestimmte Gesellschaftsform zumindest implizit ein utili-
taristisches Prinzip verwendet, wenn es behauptet, eine bestimmte Gesellschaft 
sei für die Menschen am nützlichsten. Dabei wird aber beispielsweise das Prob-
lem des Trittbrettfahrens außer Acht gelassen und somit keine Verbindlichkeit 
der obersten utilitaristischen Maxime für Individuen begründet. 

5. Anthropologische Problematik  

Der Utilitarismus verlangt von den Individuen, dass sie das Glück aller anstreben. 
Viele Menschen aber respektieren andere Menschen eher für deren Leistungsfä-
higkeit oder Charakterstärke, aber nicht dafür, ihre Wünsche jeglicher Art vorzu-
tragen. Menschen werden zu Gegenleistungen motiviert durch attraktive Angebo-
te, nicht durch Bettelei oder Unverschämtheit. Viele Menschen reagieren auf die 
Wünsche vieler anderer Leute mit Gleichgültigkeit, Ekel oder Abscheu.  
Das Glück anderer anzustreben und die Wünsche anderer ohne versprochene 
Gegenleistung zu erfüllen, ist für sie kein Ausdruck von Moral, sondern von Lie-
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be, die man beispielsweise gemäß Slavoj Žižek und im Gegensatz zur christlichen 
Tradition nicht für alle, sondern nur einige wenige Menschen echt empfinden 
kann.  
Es ist somit anthropologisch unverständlich, warum irgendjemand sich moralisch 
verpflichtet fühlen oder erkennen sollte, das tatsächliche Glück aller möglichen 
fremden Leute unabhängig von deren Aktivitäten anzustreben, anstatt nur deren 
allgemeine Rechte zu respektieren, irgendwelche Zwecke zu verfolgen, beispiels-
weise autonom ihr eigenes Glück anzustreben. 

6. Inkohärenz zum psychologischen Egoismus  

Der psychologische Egoismus besagt, dass jedes Individuum nur sein eigenes 
Glück anstrebt und anstreben kann. Ist diese These korrekt, ist der Utilitarismus 
widerlegt, da es dann nicht möglich ist, dass jemand das Glück aller anstrebt. 
Kritiker wie Rawls, Amoralisten und Ethische Egoisten wiesen darauf hin, dass 
viele Utilitaristen fälschlicherweise die Übertragung des Glücksstrebens vom In-
dividuum auf die Gesellschaft übergehen würden, indem sie die Vorstellung des 
individuellen Drangs der eigenen Nutzenmaximierung intuitiv auf die gesamte 
Gesellschaft übertrügen, obwohl dazu kein Grund bestünde. 
Eine mögliche Begründung für diese Übertragung findet sich in einer philosophi-
schen Kritik der Natur des Individuums als fundamentale Existenzeinheit (z. B. 
Ernst Mach: "Das Ich ist unrettbar."). Unter einer solchen Kritik kann die Intuiti-
on von Menschen, individuelle Träger einer kohärenten, abgrenzbaren, atomaren 
und zeitstabilen Innenwelt zu sein, als perspektivische Illusion abgelehnt werden. 
Akzeptiert man diese philosophische Prämisse, so beruht der psychologische 
Egoismus auf einer evolutionspsychologisch erklärbaren Fehlannahme, und deren 
Überwindung begründet die Übertragung egoistischer Prinzipien zu utilitaristi-
schen. 
 

Utilitarismus in der Praxis  

Die meisten früheren Utilitaristen sahen in ihrer Moralphilosophie vor allem ein 
Programm für eine wissenschaftlich begründete Ethik und für eine rationale Ge-
setzgebung. Sozialphilosophisch trugen Bentham und Mill zur Entwicklung des 
klassischen Liberalismus bei. Umgekehrt bekannten sich Theoretiker der klassi-
schen Nationalökonomie wie David Ricardo zu utilitaristischen Prinzipien. 
Der Utilitarismus blieb auch bis in die Neuzeit eng mit der Ökonomie verbunden. 
Er war die ethische Basis der liberalen Wirtschafts- und Gesellschaftstheorien 
Ludwig von Mises und Friedrich von Hayek. Hiervon ausgehend wirkte er in die 
Politik von Ludwig Erhard und Margaret Thatcher ein. 
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